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Die Verwaltung
will den Rechtsstaat
beschneiden
Gastkommentar
von STEFAN RECHSTEINER

Ein amtierender und ein ehemaliger Amtsdirektor beklagen sich
in der NZZ vom 10. August 2016 über das Legalitätsprinzip. Die
Direktoren wollen Regulatoren und Ämtern Freiheit vor dem
Richter gewähren. Die Aufforderung der Verwaltung, den Ge-
richtsschutz zu beschneiden, kann aus grundsätzlichen Überlegun-
gen nicht ohne Widerspruch bleiben. Dabei sei vorweggeschickt,
dass der Autor dieser Entgegnung in den von den Amtsdirektoren
als Beispiele genannten Gerichtsverfahren die Interessen der
Unternehmen vertreten hat.

Die Direktoren begründen ihre Forderung nach einer Ein-
schränkung der Gerichtskontrolle wie folgt: Die hochtechnische
Regulierung sei der Justiz kaum mehr zugänglich. Es gehe um
Expertenstreitigkeiten, bei denen das Gericht nicht in das Ermes-
sen der Regulatoren eingreifen solle.

Die Amtsdirektoren wollen dringend vom «Legalitätsprinzip
(wie es heute gehandhabt wird)» entbunden werden. Es könne im
Zeitalter des rasanten technologischen Wandels Gesetz- und Ver-
ordnungsgeber überfordern. Sie untermauern dies mit zwei Bei-
spielen. Ein genauerer Blick auf die genannten Beispiele zeigt ein
differenziertes Bild:

Erstes Beispiel: Beim Beispiel aus dem Strommarkt geht es um
die Überführung des Übertragungsnetzes auf Swissgrid. Das Ge-
richt habe dasÜbertragungsnetz technisch anders definiert und die
Entschädigung für dessen Überführung von den Stromunterneh-
men auf Swissgrid anders bestimmt als die Elcom. Das klingt nach
trockenem Expertenstreit. Tatsächlich geht es um die grösste Ent-

eignung der Schweizer Wirtschaftsgeschichte. Das ganze Übertra-
gungsnetz wurde den bisherigen Eigentümern wie Axpo, Alpiq,
BKW und Repower entzogen und auf Swissgrid übertragen. Die
Bestimmung des Umfangs der Enteignung und der Entschädigung
dafür ist für die alten Eigentümer wirtschaftlich zentral. Der
Rechtsschutz bei Enteignungen ist denn auch in der EMRK ver-
ankert.

Zweites Beispiel: Im Streit um die Gebühren des Flughafens
Zürich habe das Gericht die Richtigkeit gewisser Berechnungs-
grundlagen angezweifelt. Auch das klingt nach trockener Juriste-
rei. In der Sache geht es um Gebühren in zweistelliger Millionen-
höhe, die die Fluggesellschaften an den Flughafen entrichten müs-
sen. Die Kontrolle von Gebühren und staatlichen Abgaben ist seit
je eine zentrale Aufgabe der Gerichte in einem Rechtsstaat.

Immerhin anerkennen die Amtsdirektoren: «Rechtlich kann
gegen das Vorgehen des Gerichts wenig eingewendet werden.» Es
stelle sich aber verfahrensökonomisch die Frage, ob das Gericht,
wenn es um einen Expertenstreit gehe, sein Ermessen an die Stelle
der Spezialbehörde setzen sollte.

Es ist zugestanden: Verwaltungstätigkeit ist heute komplex und
bisweilen mühsam, ja frustrierend. Umgekehrt nimmt aber auch
die Regulierungsdichte für die Unternehmen ständig zu. Die
Lösung kann nicht sein, dass die vom Gesetzgeber geschaffene
Komplexität im Bereich der Wirtschaftsregulierung zur Aufgabe
des Rechtsstaates führt. Der funktionierende Rechtsstaat und die
Gewaltenteilung sind wichtige Pfeiler des wirtschaftlichen Erfolgs
der Schweiz.

Gerade im immer komplexeren Bereich der Wirtschaftsregulie-
rung braucht es sorgfältige Gesetze als verlässliche Grundlage für
die Unternehmen und Regulatoren. Die zuverlässige Stromversor-
gung gab es in der Schweiz bereits vor demStromversorgungsgesetz.
Es gab aber kaum Gerichtsverfahren. Mit dem Gesetz kamen die
Gerichtsverfahren. Diese konzentrieren sich auf den staatlich regu-
lierten Bereich. Dass staatliche Eingriffe gerichtlich geprüft werden,
ist für eine liberaleWirtschaft essenziell. Darauf kann nicht verzich-
tet werden. Auf regulatorische Eingriffe bisweilen schon.

Stefan Rechsteiner ist Rechtsanwalt und Partner in der Kanzlei Vischer AG
in Zürich.

Der Rechtsstaat und die Gewalten-
teilung sind wichtige Pfeiler des wirt-
schaftlichen Erfolgs der Schweiz.
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Mehr Föderalismus
– elitäre Haltung

Nein, Herr Schneider (NZZ 15. 8. 16):
DasRessentiment ist trotz ihrenVerwei-
sen auf Nietzsche und Thomas Mann
nicht eine Ursache des deutschen Vol-
kes, sondern die Folge einer Politik, die
das Volk in wichtige Zukunftsfragen
nicht einbindet. In einer repräsentativen
Demokratie ohne direkte Mitbestim-
mung des Volkes werden Parteien und
Personen gewählt, die artikulieren, was
das Volk bewegt. Das hat mit Populis-
mus und Ressentiments einer
«Wohlfühlgesellschaft» nichts zu tun,
sondern liegt in der Logik des Systems.
Der Verweis politischer Entscheidungs-
träger auf dieKomplexität der Situation,
die Expertenwissen erfordere, funktio-
niert nur so lange, wie die Vertrauens-
basis geteilter Werte und Überzeugun-
gen gegeben ist. Und da sieht es nicht
nur in Deutschland, sondern in der gan-
zen EU schlecht aus. Die Union hat sich
als Schönwetterkonstruktion erwiesen,
die auf anstehende Zukunftsfragen we-
der Antworten noch Methoden dazu
bieten kann. Das sehen erfahrene
Demokratien wie Grossbritannien und
die Schweiz frei von jeglichem Ressenti-
ment ganz ähnlich. Ausbau des Födera-
lismus, m. a. W. Dezentralisierung, ist
angesagt, wenn komplexe Vielfalt nicht
mehr unter einen Hut gebracht werden
kann.

Martin Bode, Greifensee

Das Nein der Engländer am 23. Juni
oder das Nein der Niederländer am
6. April sei keineEntscheidung, sondern
reaktiver Expressionismus, meint Man-
fred Schneider, emeritierter Professor
für deutsche Literaturwissenschaft
(NZZ 15. 8. 16). Das betrifft wohl auch
das Nein der Irländer, Niederländer
oder Franzosen zum Maastrichtvertrag.
«Wir sind das Volk», rief man in der
DDR vor der Wende. War das auch
reaktiver Expressionismus? Das Nein
der Völker zu einem weiteren Ausbau
der EU oder zur unbeschränkten Nie-
derlassungsfreiheit und zur Einwande-
rung aus kulturfremden Weltgegenden
als eine üble Laune des Volkes zu be-
zeichnen und dessen Wille infrage zu
stellen, zeugt von einer elitärenHaltung,
wie sie in allen EU-Gremien vor-
herrscht. Das Volk wird scheinbar ge-
trieben durch Ressentiments, destruk-
tive Energien, Verweigerung, Aufstand
gegen Veränderung und kulturellen
Wandel. Der empörte Bürger, der soge-
nannte dritte Stand, dem geht es offen-

bar zu gut, und er opponiert. Das Res-
sentiment sei die unblutige Version des
Terrorismus, denn auch die Männer mit
Beilen, den Kalaschnikows und den
Sprengstoffgürteln betrieben den mör-
derischen politischen Expressionismus
des «Nein». Unblutige Ressentiments
beziehungsweise Vorurteile erweisen
sichmanchmal als wirklichkeitsnäher als
sogenannte Realpolitik der Regieren-
den. Man kann es auch als Vorerfahrun-
gen bezeichnen. An den Arabischen
Frühling glaubte ich von Anfang an
nicht, im Gegensatz zu den meisten
Medien. Meine Ressentiments gegen-
über EU-Parlamentariern, die fast keine
Steuern bezahlen, sind wohl auch ziem-
lich real. Jene vertreten kaum ihre Völ-
ker, sondern nur ihre eigenen Pfründen,
und sind am Ausbau des bürokratischen
Apparates interessiert. Das zeigen auch
die beleidigten Reaktionen auf den Bre-
xit-Entscheid.

Mehrere Male hat die halbdirekte
Demokratie der Schweiz die Politiker zu
vernünftigeremHandeln gezwungen. Es
waren ja nicht die Völker der jetzigen
EU, die in den letzten 150 Jahren ihre
Länder und Völker in den Abgrund ris-
sen, sondern die Regierenden. Dank
unserer Demokratieform haben unsere
Regierenden weniger Blödsinn gemacht
als andere. Es gibt noch viel zu wenig
Volksabstimmungen.

Peter M. Linz, Büsserach (SO)

Gotthardbergstrecke
ernst nehmen
Der NZZ vom 6. August 2016 ist zu ent-
nehmen, dass die SBB für die Gotthard-
bergstrecke einen «Gotthard-Panora-
ma-Express» lancieren wollen – ein
«spezifisch touristisches Angebot». Of-
fenbar wollen sie auf ihr «Konzept» mit
Umsteigen in Erstfeld einfach noch ein
touristisches Angebot aufpfropfen. Die-
ses Angebot liegt quer in der Land-
schaft. Wann soll der Express verkeh-
ren? An Wochenenden? Zu welchen
Zeiten? Nur bei schönemWetter? Alles
unbeantwortete Fragen. Die SBB und
der Kanton Uri sollten zur Kenntnis
nehmen, dass im Reusstal und in der
Leventina nicht nur Touristen vorbei-
kommen, sondern dass hier auch noch
«normale» Einwohner leben. Beide
Täler wurden 1995 auf Geheiss der SBB
doppelt erschlossen: einerseits mit den
stündlichen Interregio-Zügen (Zürich/
Luzern–Arth-Goldau–Locarno) und
andererseits auf der Strasse mit stünd-
lichen Bussen (Altdorf–Erstfeld–Gö-
schenen und Airolo–Biasca).

Nachdem mit der Inbetriebnahme
der Basislinie der Güterverkehr als
Grund für die Verlegung des Regional-
verkehrs auf die Strasse wegfällt, ist
ernsthaft zu überlegen, ob und wie der
Regionalverkehr wieder auf die Schiene
verlegt werden kann, ja muss. Länger-
fristig ist diese Parallel-Erschliessung
beider langgezogenen Täler ganz ein-
fach zu teuer. Als Sofortmassnahme
sollten – unabhängig davon, ob für die
Bergstrecke das SBB- oder das SOB-
Konzept zumTragen kommt – die aufge-
hobenen Bahnhöfe Gurtnellen und
Wassen (Letzterer rund 500 Meter zum
Dorf hin verschoben) auf der Nordseite
sowie Rodi-Fiesso und Giornico auf der
Südseite wieder in Betrieb genommen
werden. Anschliessend ist zu unter-
suchen, wo neue Bahnhaltestellen für
die Feinerschliessung realisiert werden
können, nämlich dort, wo die Bushalte-
stellen direkt neben der Bahn liegen. Es
scheint klar, dass die direkte Verbin-
dung zwischen den beiden Talschaften

und den Agglomerationen auf der einen
Seite und die Feinerschliessung auf der
anderen Seite nicht mit einer einzigen
Zugskategorie bewerkstelligt werden
können. Für den Fern- oder den Schnell-
verkehr sind Interregio-Züge geeignet,
für die lokale Erschliessung sind Regio-
nalzüge mit Halt an allen Stationen vor-
zusehen. Für die Feinerschliessung kann
sowohl Tilo als auch die SOB infrage
kommen. Der Ansatz der SBB und des
Kantons Uri, in Altdorf die EC-/IC-
Züge halten zu lassen, ist essenziell und
unterstützungswürdig.

Paul Stopper, Uster

Davos Laret zeigt
sich gastfreundlich
Im Artikel «Asylstreit hinterlässt Kolla-
teralschäden» (NZZ 12. 8. 16) wird er-
wähnt, dass in Davos Laret die Anwoh-
ner seinerzeit heftig gegen die Errich-
tung einer Asylunterkunft protestiert
hätten. Diese Aussage hat mich ge-
ärgert, weil sie nicht stimmt. Der Weiler
Davos Laret ist ein 200-Seelen-Ort und
beherbergt im ehemaligen Hotel Land-
haus 100 Asylsuchende. Ich war an der
seinerzeitigen Orientierung durch die
kantonalen Behörden und den Land-
ammann von Davos persönlich als Be-
troffener anwesend. Nach den einleiten-
den Voten wurden kritische Fragen ge-
stellt und kompetent beantwortet. Die
Veranstaltung verlief friedlich. Von
einem heftigen Protest der Anwohner
war nichts zu spüren. Es ist auch erwäh-
nenswert, dass Davos als einzige Ge-
meinde in Graubünden zwei Asylunter-
künfte (Schiabach und Landhaus) zur
Verfügung stellt.

Josua Conrad, Davos Laret

Der Fremde als Gast
Dass der Zürcher Sicherheitsdirektor
Mario Fehr zu Menschen, die ihr Ge-
sicht nicht zeigen, nicht freundlich sein
kann, wie er selbst sagt, ist bedauerlich
(NZZ 11. 8. 16). Das Fremde und Unge-
wohnte macht Angst, offensichtlich
auch unserem Sicherheitsdirektor. Im
Griechischen steht das Wort «o xenos»
sowohl für Fremder als auch für Gast.
Gästen Kleidervorschriften zu machen,
ist das eine, dies in einer sowieso schon
aufgeheizten Stimmung und in einem
Interview, in dem auch über die terroris-
tische Bedrohung diskutiert wird, aber
verantwortungslos und billige Polit-
mache. Von einem Sicherheitsdirektor
erwarte ich mehr.

Reto Coutalides, Zürich

«Die Logik
der Abschreckung»
Russland soll die Nato provozieren? Als
Deutschland 1989 vereinigt wurde, hiess
es, es gäbe keine Nato-Osterweiterung.
Heute tanzt die Natomit ihren sogenann-
tenManövernRusslandvor dessenGrenz
herum. Keine Provokation? Dass Herr
Gujer die Tatsachen derart auf den Kopf
stellt, ist ein Skandal für eine «seriöse»
Zeitung (NZZ 13. 8. 16). Aber die Mani-
pulation funktioniert! Erzählt man lange
genug eine Lüge, dann wird sie geglaubt.

Renato Bachmann, Riehen


